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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zum Protokoii vom 22. September 1978 zu dem Abkommen 
vom 17. April 1959 zwischen der Bundesrepubiik Deutschiand und dem ' 

Königreich Schweden zur Vermeidung der Doppeibesteuerung auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie verschiedener 
anderer Steuern 
— Drucksache 8/3225 — 


A. Problem 

Das bisher geltende Abkommen zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung mit der Schweiz trägt der deutschen Körperschaft- 
steuerreform noch keine Rechnung. 


B. Lösung 

Die Vertragstaaten sind übereingekommen, das bestehende Ab- 
kommen mit der Maßgabe fortzusetzen, ‘ daß es rückwirkend 

wie folgt modifiziert wird: 

— Senkung des deutschen Kapitalertragsteuersatzes für Di- 
videnden auf einheitlich 15 v. H., 

— Ersatzbesteuerung atypischer gewinnabhängiger Beteili- 
gungsformen mit bis zu 25 v. H. Kapitalertragsteuer, 

— Senkung der schwedischen Kapitalertragsteuer auf Dividen- 
denausschüttungen an schwedische Muttergesellschaften auf 
5 V. H. 

Der Ausschuß empfiehlt die Annahme. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 

5300 Bonn 2, Telefon (0 22 21) 36 35 51 
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C. Alternativen 

liegen nicht vor. 


D. Kosten 

Durch die Neuregelung verzichtet die Bundesrepublik Deutsch- 
land auf Kapitalertragsteuer in der Größenordnung von 10 Mil- 
lionen DM jährlich. Dieser Verzicht liegt jedoch in dem für die 
bisherigen Vertragsanpassungen aus Anlaß der Systemum- 
stellung üblichen Rahmen. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/3225 — unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 25. Februar 1980 


Der Finanzausschuß 


Frau Matthäus-Maier 

Vorsitzende 


Dr. Kreile 

Berichterstatter 



Drucksache 8/3734 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Bericht des Abgeordneten Dr. Kreile 


Die Vorlage — Drucksache 8/3225 — wurde vom 
Plenum des Deutschen Bundestages in seiner 180. 
Sitzung am 18. Oktober 1979 dem Finanzausschuß 
federführend und dem Haushaltsausschuß gemäß 
§ 96 GO überwiesen. Der Finanzausschuß hat über 
die Vorlage am 16. Januar und 13. Februar 1980 
beraten. 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Schweden besteht ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung vom 17. April 
1959. 

Die zur Ratifikation vorgelegte Vertrags änderung 
dient der Anpassung des Abkommens an die deut- 
sche Körperschaftsteuerreform (Körperschaftsteuer- 
reformgesetz vom 31. August 1976, BGBl. I S. 2597), 
die am 1. Januar 1977 wirksam geworden ist. Mit 
den Auswirkungen dieser Reform auf die im Aus- 
land ansässigen Anteilseigner deutscher Kapitalge- 
sellschaften hatte sich der Deutsche Bundestag ins- 
besondere unter Wettbewerbs- und investitionspoli- 
tischen Gesichtspunkten bei den Reformberatungen 
allgemein befaßt. Er hatte in einer Entschließung 
vom 10. Juni 1976 festgestellt, daß diesen Gesichts- 
punkten durch die Ermäßigung der Körperschaft- 
steuer von 56 auf 36 v. H. im Falle von Ausschüt- 
tungen und eine zwischenstaatlich gestaltbare Kapi- 
talertragsteuer in J)efriedigender Weise Rechnung 
getragen wird. Die Bundesregierung wurde seinerzeit 
aufgefordert, die in den Doppelbesteuerungsabkom- 
men festgelegte Kapitalertragsteuerbelastung im 
Hinblick auf den Wettbewerb innerhalb des gegen- 
wärtigen Rahmens zu überprüfen. 


Die Vertragstaaten sind übereingekommen, das 
bestehende Abkommen der deutschen Körperschaft- 
steuerreform anzupassen. Mit der Senkung des deut- 
schen Kapitalertragsystemsatzes auf 15 v. H. wird 
für schwedische Muttergesellschaften die Gesamtbe- 
lastung annähernd wieder auf den Stand vor der 
Reform gebracht. Diese Änderung entspricht einer 
schon mit einer Reihe anderer Staaten vereinbarten 
Revision. Schweden erhebt auf Grund seines anders- 
artigen Körperschaftsteuersystems seinerseits für 
Ausschüttungen an ausländische Muttergesellschaf- 
ten in der Regel nur 5 v. H. Kapitalertragsteuer und 
ist bereit, diesen Satz auch deutschen Muttergesell- 
schaften zu gewähren. Das Abkommen kommt au- 
ßerdem speziellen deutschen Interessen an der Ab- 
wehr von Körperschaftsteuervermeidung durch aty- 
pische gewinnabhängige Beteiligungsformen und an 
einer Klarstellung der Wirkungsweise des neuen 
deutschen Körperschaftsteuersystems entgegen. Da- 
nach entspricht das Abkommen in besonderem Ma- 
ße den Vorstellungen der deutschen Bundesregie- 
rung für die Abkommensanpassungen. Der nominelle 
Steuerausfall von 10 Millionen DM jährlich kann 
durch die vorweggenommene deutsche Reform als 
ausgeglichen angesehen werden. Die Vertragstaaten 
stehen im übrigen in weiteren Verhandlungen für 
eine generelle Überarbeitung des bestehenden Ab- 
kommens. 

Der Finanzausschuß empfiehlt einstimmig, dem vor- 
liegenden Protokoll durch Annahme des Gesetzent- 
wurfs zuzustimmen. 


Bonn, den 25. Februar 1980 


Dr. Kreile 

Berichterstatter 
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